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Agrargemeinschaft obermleming;
Gemeinde Miemingi
Feststellungsverfahren betrelfend ein agrärgemeinschaftliches
crundstück - Beschwerde

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das L.ndesverwaltungsgericht Tirol hat durch seinen Richter Dr. Wolfgäng Hirn über dle

Beschwerde der Agrargemeinschaft Obermieming, vertreten durch deren Obmann

l4ärtin Spielmann, obermieminq 129, 6414 Mieminq, dieser vedreten dur€h die offer &

Partner KG Rechtsanwälte, Museumstraße 16,6020 lnnsbruck, gegen den Bes€heid des

Amtes der Tiroler Landesregierunq als Agrarbehörde I. Instanz vom 10.01.2013, zl AGII-

DI81/6-2013, nach durchgeführter öffentlicher mündlicher Verhandlung

zu ReEht erkanntl

1. cemäß § 28 Abs I VWGVG wird die Beschwerde als unbegründet äbgewiesen'

2, Gegen dieses Erkenntnis ist gemä6 § 25a Abs 1 VWGVG eine ordedtllche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Arl 133 Abs 4 B-VG unztllässig,

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Entscheidung kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den

Verfässungsg€richtshoi, Freyung 8, 1010 Wien, oder außerordentliche Revision än den

Verwaltunqsqerichtshof erhoben werden. Die Beschwerde än den Verfassungsqerichtshof ist
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direkt bei diesem, die außerordentliche Revislon än den Verwaltunqsgerichtshof ist bejm
Landesverwälhrngsgeri€ht Tirol einzubringen.

D'e genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Re€htsanwalt bzw erner
bevollmächtigten Rechtsänwältin abzufassen und einzubringen, und es ist eane

EingabegebÜhr von Euro 24O,0O zu entrichten.

Entscheid(,nosdründe

L Verfahrensablaufl

1. Verfahren vor der belanoten Behörde:

Mit Schriftsatz vom 03.10.2012 hat die Gemeinde Mieming, vertreten durch Bürgermeister
Maq. Dr. Franz Dengg, 6414 Mieming, beanträqt festzustellen, dass die Gemeinde Mieming
äls Rechtsnachfolqerin der Fraktion obermieming Eigentümerin des Gst, Nr. 9535/2, tslleinig

vorgetragen in EZ 533, GB 801O3 Mieming, ist.
zr, diesem Antrag hat die Agrargemeinschaft obermieming durch ihren Rechtsvertreter mil
schrift$tz vom 14,L7.2012 eine Stellungnahme abgegeben und mehrere Dokumente (in

Kopie) vorgelegt.
Am 0a,01.2013 hat die belängte 8ehärde eine mündliche verhandlung durchgeführt. an der
auch der ländwirtschäftliche Amtssachverständlge DI Johann lenewein, Abteilung
Agrarwi.tschaft des Amtes der Tiroler Landesregierung, teilgenommen hat. Im Zuge dieser
Verhandlung hat der obmänn der Agrargemeinschaft einen Auszug aus dem Protokoll der
Sitzunq des Gemeinderates vom 03,01.1926, die Kundmachung des eben erwähnten
Gemeinderatsbeschlusses vom 08.01.1926 und das Schreibe! der Forst- und

Domänenverwaltung vom 26.09.1923, gerjchtet an die Fra,<tionsvorstehung in Obermieming.
in Kopie vorqelegt.

Mit Bescheid vom 10.01.2013, zl aGM-DI81/6-2013, hat die belangte Behörde festgestellt,
dass das Gst. Nr.9535/2, alleinig vorgetragen in Einlagezahl (EZ) 533, GB 80103 Mieming,

Gemeindegut im Sinne des § 13 Abs 2 lit c Z 1 TFLG 1996 darstellt und im Elgentum der
Gemejnde Mieming steht.

Gegen diesen Eescheid hat die Agrargemeinschaft Obermleming, vertreten dürch Offer &
Partner KG, Rechtsanwälte in 6020 Innsbruck, Berufung erhoben und beanträgt, den in
Beschwerde gezogenen Beschejd dahingehend abzuändem. ,,dass festgestellt wird, dass däs

Gst. Nr. 9535/2, alleinig vorgetragen in Ez 533, Ga 80103 Mieming, kein Gemeindegut im

Sinne des § 33 Abs 2 lit c Z 1 TFLG 1996 darstellt und im Eigentum der Agrargemeinschaft

Obermiemlng steht;" hilfsweise wird beantragt, den angefochtenen Bescheid im gesamten

Umfanqe aufzuheben und der Aq.-ärbehörde zur neuerlichen Entscheidung zurück zu
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2. verfahren vor dem (aufgeldsten) Landesaorarsenat:
Der Landesagrarsenat hat rnit schriftsatz vom 12.02.2013, Zl IAS-L251/1-13, die Berufunq

der Agrargemeinschaft der Gemeinde lYieming zur Kenntnis gebracht und die lv1öglichkeit

einer Stellungnahme eingeräumt.
Die Gemeinde lYieming hat sich zum Rechtsmittel der Agrargemeinschaft obemieming im

Schriftsatz vom 19,02.2013 geäußert und dabei im Wesentlichen äuf die Begründung des

angefochtenen Bescheides verwiesen, Dem Schriftsatz vom 19.02.2013 war die schriftliche

stellunqnahme des Gemeinderates Ulrich Stern vom 25.01,2013 in Kopie beigefügt

3. Verfähren vor dem Länd€sverwaltunosoericht Tirol:
Däs Landesverwaltungsgericht Tirol hat im Landesarchiv Einsicht in das 6emeindelexikon der

im Reichsrat vertreteneo Xönigreiche und Länder. TeiMll Tirol und Vorarlberg,

herausgegebefl 190?, genommen und die seite betreffend die Gemelnde Mieming (Selte 54)

in Kopie zum Akt genommen.

Das Landesverwaltungsgericht hat zudem beim Landesarchlv das Grundbuch-

anlequnqsprotokoll betreffend die Grundtruchseinlage 328 I1,329 II. Post-Nr. 532, Gem€inde

Mieming, eingeholt. Außerdem hat das Landesverl{altungsgericht Tirol beim Landesarchiv

eine Transkription einzelner Textpassagen des Grundbuchsanlegungsprotokolls für die

Grundbuchseinlage 380 II, Post Nr. 767, Gemeinde I4ieming, veranlasst.

lYit Schriftsatz vom ß.A2.2O14, zl LVv!G-2o14137/oo55-2, hat das

Landesverwaltungsgericht der Beschwerdeführerin das Schreiben der belangten Behörde vom

18.06.2012, Zl AqrB-DIa1/1-2012, zur Kenntnis gebracht.

Am 13.03.2014 hat die öffentli€he mündliche Verhandlung stattgefunden. In deren Rähmen

wurden der obmann der AgGrgemeinschaft Obermieming Martin Spielmann und der

Iandwirtschaftli€he Amtssachverständi9e DI lohann lenewein einvernommen.

Die Beschwerdeführerin hat im wesentlichen auf ihr bisheriges Vorbringen verwiesen und

dazu ergänzende Untedagen (Beilagen B bls D) vorgelegt. Da*ber hinaus hät §ie 7ur

Anfruge des Landesverllaltungsgerichtes vom 26.02.2014, Zl LVWG_2o14l37lOO55_3, eine

Kopie der Niederschrift Über die SitzLlng des Ausschusses der Agrargemeinschaft

Obermieming am 13.11.2012 vorgelegt (Beilage A).

Beschwerdevotbrinoen:II.

Die BeschwerdefÜhrerin macht in ihrer Beschwerde Mangelhaftigkeit des Verfahrens und

unrichtige rechtliche Beurteilung geltend.

zunächst brlngt die Beschwerdeführerin vor, die belangte Behdrde hätte nicht ausreichend

ermittelt. welche Art von GrundstÜck das Gst Nr. 9535/2. GB 80103 Mieming, gewesen sei

bzw sei und wie dieses tatsächlich qenutzt worden sei,

Im weiteren vorbringen hebt die BeschwerdefÜhrerin hervor, irn gegenständlichen Verfahren

sei vor allem zu klären, ob es sich bei der Fraktion Obermieminq um eine gemeinderechUiche

oder agrarische Fräktion gehandelt habe. Die belangte Behörde sei zum Ergebnis gelangt, es



Im Zeitpunkt der Grundbuchsanlegung existierte eine poliiische Ortschaft/Fraktion
Obermieming als Tell der politischen Gemeind€ Mieming.

habe sich bei der Fraktion Obermieming um eine gemeinderechtliche Fräktion gehandelt, dies
jedoch ausschlieBlich mit dem Unterfert,gungs- und Genehmigungsmodus des
abgeschlossenen Vercleich- und Tauschvedrages vom 03.01.1926 beqründet. Diese
Begründung sei nicht schlüsdg. Im Gegensat2 zu den Ausführungen der beiangten Behörde
habe es sich bei der Fraktaon Obermieming um eine agrarische Fraktion gehändelt, Dies
ergäbe sich aus den von der Beschwerdeführerin vorgelegten Urkunden. insbesondere dem
Schreiben des k.k. Lokalkommjssärs für ägrarische Operätlonen vom 21.02.1912.

Ergänzend führt die Beschwerdeführerin aus, sie habe am verfährensgegenständlichen
GrundstÜck das Eigentum ersessen, da sie dieses Grundstück über die erforderliche
ErsitzLrngsdts!er wie ein Eigentümer besessen habe.

III. §ashyerballi

1. Grundbuchsanleouno:
Im Zuge der crundbuchsanlegung Anfäng des 20, lahrhunderts war das Eigefltum an den

Gst. Nr. 9544 und 9547, beide GB 80103 Mieming. umstrltten. In Veftretung des k.k. Aerars
hat die Forst- und Domänenverwaltunq in Scharnitz Eiqentumsänspnlche an diesen beiden

Grundstücken angemeldet. Bei der Grundbuchsanlegung wurden diese beiden Grundstücke
jedoch der Alpe Feldern und dämit der EZ 328 II, KG lYieming (nunmehr: EZ 328, 68 80103
Mieming), 2ugeordnet. Bei der Grundbuchsanlegung wurde als Eigentümerin der zur EZ 328
rI, KG Mieminq, - und der zur EZ 329 II, KG l,4ieming, - ?ählenden Liegenschaften im
Grundbuch die Fraktion Obermieming eingeträgen. Als EigentLrmstitel für die der Alpe Feldern

zugeordneten Liegenschaften, eingetragen in der EZ 328 II, KG lYieming, verweist das

Grundbuchanlegungsprolokoll auf die Forsteigentums-Purlfikations-Tabelle vom 06,02.1847,
verfacht am 12.09.1848. sowie auf den l\4arktbrief vom 14-OA.177A. Als Eigentumstitel für
die unter der Ez 329 ll, KG l4ieming, eingetragenen Grundstücke verweist das

Grundbuchanlegungsprotokoll lediglich auf die Forsteigentums-Purifikations-Tabelle vom
06.02.1847, verfacht am 12.09.1848.

2. Übertraquno des Eloentums betreffend Gst Nr 9535/2i
aufgrund einer von der Forst- und Domänenverwältung begehrten Berichtigung
(,,Richtigstellunqsverfahren") betreffend die Gst Nr 9544 und 9547, beide GB 80103 l,lieming,
kam es zum Tauschvertraq vom 03.01.1926,

Der Inhalt dleses Vertrages l;sst sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen:
Die Fraktion Obe.mieming. vertreten durch ihren gesetzlichen Vertreter, übedieß unter
Bezughahme auf den Gemeinderatsbeschluss der Gemeinde l,4leming vom 03.01.1926 im

Tauschwege dle Gst. Nr. 9544 und 9547, eingetragen in der EZ 328 II, KG Mieming, in das

Eigentum des Österreichischen Bundesäras (nunmehr: Österreichische Bündesforste). lm
Gegenzug hat die Forst- und Domänen-Direktion lnnsbruck im Nämen des Bundesärars ihren
Eigentumsanspruch an den genannten beiden Liegenschäften zurückgezogen und eine
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(qenau definierte) Teilfläche des Gst. Nr. 9535/2, eingetragen in der Ez 380 11, KG Mieming

(Neubezelchnung: 9535/2\, im Ausmaß von rund 370 ha samt den darauf haftenden lasten

der Fraktion oklermieming überlassen. Der restliche - im Eigentum des Bundesärars

verbleibende - Teil der ursprünglichen Grundparzelle 9535/2, KG Mieming, erhielt die neue

Bezeichnung 9535/4.
Laut Punkt 3. des Vertrages verzichtete die Gemeindefraktion obermieming äuf die ihr
gemäB Grundbuchbeschluss vom 30.10.1913. zl 1554, äuf dem Gst. Nr. 9535/2, zllstehende

Ausübung der Schafweide auf dem im Eigentum des Bundesärars verbleibenden Tell des

Gst, Nr. 9535/2 fneue Bezeichnunq:9535/4).

Diesen Vertrag haben unter anderem der BÜrgermeister der Gemeinde plieming, der

Bürgermeister-stellvertreter sowr e der Fral«ionsvorsteher unterferti gt.

Auf diesem Grundtauschvertrag ist die Genehmigung des Amtes der Tiroler Landesreqrerung

vom 13.03.1926 vermerkt, in der es w6rtlich heißt:

,.Dieser Grundtauschvertrag wird im Sinne des § 130 des Gesetzes vom 19.06.1909, L.G B.l.

Nr. 61 und auch vam Ständpunkt der Aufsicl'rt Über das Gemeindevermögen qenehmigt."

Auf der Grundlage dieses Tauschvertrages wurde im GB 80103 Mieming die neue Ez 533

angelegt. In der EZ 533 ist ausschließlich das Gst. Nr.9535/2 eingetragen. Als Eigentümerin

ist - nach wie vor - die Fraktion Obermieming ang€führt.

3. Nutzuno des Gst. N., 9535/2. einoetraoen in der EZ 533. GB 80103 Mlemingl

Der nördliche Teil des Gst, Nr. 9535/2, GB 80103 lvlieming, besteht weitgehend aus F€ls. Die

Schafweide ist auf kleinen Teilflächen im südöstlichen und östlichen Bereich dieses

Grundstü€kes mögllch-

Derzeit betreiben zwei Mitgtieder der Agrargemeinschaft obermieming eine s€hafzucht und

nützen das verfahrcnsgegenständlache GrundstÜck, aber auch die angrenzenden - im

Eigentum der Agrargemeinschaft Obermieming - stehenden Grundstücke zur Schafweide' FÜr

eine Teilfläche von 3,06 ha hat die Agrargemeinschaft Obermieming bei der Agrarmarkt

A!stria (AMA) e,ne Prämie für gemeinschaftliche Weideflächen beantragt. Diese Prämie wird

- im Geqensatz zur Alpprämle * dem Helmbetrieb, also dem Betrieb, der tatsächlich eine

Schafweide durchgeführt, zugerechnet,

zur Schafweide auf den Weideflächen des verfahrensgegenständlichen GrundstÜckes kdnnen

die Weidetiere nur Über die angrenzenden Grundstücke gelängen. Die Schafweide auf dem

verfahrensgegenständlichen Grundstück ist daher nicht lsolierl von der schaflveide auf den

angrenzenden Liegenschaften zu betrachtea.

Däs Recht der Schafweide auf dem - zurn damaligen Zeitpunld im Eigentum des k.k. Arars

stehenden - Gst. Nr. 9535/2, KG l\4ieming, bestand bereits im Zeitpunkt der

Grundbuchsanlequnq.

zwischen der Agrarqemeinschaft Obermieming und einem lagdpächter besteht über die

Ausübung der lagd ein Pachtvertrag Dieser Jagdpachtvertrag lmfasst elne Fläche von
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cä. 1.330 ha, dävon stehen laut Grundbuch ca. 878 ha im Egentum der
Agrargemeinschaft obermieming, die restlichen Flächen sind laut Grundbuch der Fraktion
Obermieming zLrgeo.dnet. Zu den 1.330 ha zählt auch das verfahrensgegenständliche Gst.

Nr. 9535/2, GB 80103 lvlieming. Die Einnahmen aus der lagdpacht werden - nach der derzeit
bestehenden Regelung - wie folgt aufgeteilt:
Der lagdpachtzins fürjene Flächen, die der Fraktion obermieming zugeordnet sind, verbleibt
bei der Agrargemeinschaft obermiemlng. Der Jagdpachtzins für die restlichen, im Eigent!m
der Agrargemeinschaft stehenden Flächen werden zu 50 7o an die Nutzungsberechtiqten und

- soweit Grundstücke zum Gemeindegut zählen - zu 50 o/o an die Gemeinde lvlieminq

weitergel€itet.

Iv, Beweiswürdiouno:

Die Feststellungen zur Grundbuchsanlegüng (Kapitel III./1. des gegenständlichen

Erkenntnisses) bei den für das gegenständliche verfahren relevanten Ezlen der
GB 80103 Mieming stützen sich auf die von der belangten Behörde und vom

Landesverwältungsgericht Tlrol elngeholten Grundbuchsanlegungsprotokolle. Die Existenz der
poitischen Fraktion Ot ermieming als Teil der politischen Gemeande Mleming ergibt slch alls

der entsprechenden Eintraqunq im Gemeindelexikon der im Reichsrat vertretenen Länder und

Königreiche, Teil VIII-1]rol und Vorarlberg, herausgegeben 1907.

Der Tauschvertrag vom 03.01.1926 liegt dem Landesverwaltungsgericht vor und bildet die

crundlage für die Feststellungen im t(apitel IIL/2. des gegenständlichen Erkenntnisses. DIe

Übertragung des Eigentums am verfahrensgegenständlichen Grundstück an die Fraktion

Obermleming auf der Grundläge des Tauschvertrages vom 03-01.1926 wurde im Grundbuch

bea der EZ 533, GB 80103 lYieming, eingetragen; der entsprechende Grundbuchsauszug liegl

Den Ausführungen zur Nutzung des verfahrensgegenständllchen Grundstückes (Kapitel III./3.
cies gegenständlichen Erkenntnisses) liegen die Aussagen des Obmannes der

Agrargemeinschaftobermieming und des landwirtschaftli€hen Amtssachverständigen

DI lohann Jenewein anlässlich der öffentlichen mündlichen Verhandlunq am 13.03.2014 zu

Grunde. Der Agrärobmann und der landwirtschaftliche Amtssachverständi9e häben

übereinstimmend festgeha,ten, dass die AlsÜL,ung der Schafweide auf Teilflächen des

verfahrensgegenständli€hen Grundstückes nicht losgelöst von der schafweide auf den

ängrenzenden, im Eigentum der Agrargemeinschaft obermieming stehenden Grundstücken

zu sehen ist. Dle Beschwerdeführerin hat die schlüssigen und nachvollziehbaren Aus§agen

des Iandwirtschaftliche. Amtssachverständigen nicht in zweifel gezogen

Die Feststellunq, dass auf dem verfahrensgegenständlichen Grundstück bereits im Zeitpunkt

der Grundbuchsanlegung Anfäng des 20. lahrhunderts die Schafoveide alrsgeübt wurde,

stützt das Landesverwaltungsgericht Tlrol 6uf den Grundbuchsbeschluss vom 30.10.1913, ZI

1654. Laut diesem Grundbuchsbeschluss - ausdrücklich erwähnt im Punkt 3. des

Tauschvertrages vom 03.01-1926 - war auf dem verfahrensgegenständlichen Grundstück
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bereits im Zeitpunkt der Grundbuchsanlegung Anfang des 20. lahrhunderts der Fraktlon
Obermieming Lrnd der Fraktion Bärwies, See, Tabland und Ze'n das Weiderecht einqeräumt,

Die Feststellungen zum bestehenden, das

erfassenden lägdpachtvertrag und die Verwendung
Aussagen des obmännes der Agrargemeinschaft im
13.03-2014.

ve.fahrensgegenständliche Grundstück
des Jagdpachtzinses stützen sich auf die
Rahmen der mündlachen Verhandlung am

Rechtsläoe:

Die füf das gegenständliahe Verfahren relevänten Bestimmungen des

Tiroler Flurverfassungslandesgesetzes 1996 (TFLG 1996), LGBI Nr 7411996 ldF LGBI Nr.

130/2013, Iauten samt Überschriften auszuqsweise wie folqt:

.,§ 33

Agrargemeinschaft liche Grundstücke

(1) Agrärqemeinschaftllche Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind Grundstücke. die von

allen oder mehreren Mitgliedern einer Gemeinde oder von den Mitgliedern ejner

Nachbarschaft. einer Interessentschaft, einer Fräktion oder einer ähnlichen l4ehrheit von

Berechtigten kraft einer mit einer Liegenschaft (Stammsltzliegenschaft) verbundenen oder

einer persänlichen (walzenden) llitgliedschaft gemelnschaftlich oder unmittelbar für land-
irnd forstwartschaftliche zwecke aufgrund alter Übung genützt werden. als gemeinschäftliche

Nutzung gilt auch eine wechselweise sowie eine nach Raum, Zeit und Art verschiedene
Nutzung.
(2) Agrärgemeinschaftliche Grundstücke sind, unbeschadet der Rechte aus einer bere,ts

vollendeten Eßltzun9, Insbesonderer

a)...

b)...

c) Grundstücke, die
f. im Eigentum einer Gemeinde stehen und zur Deckung des Haus- tlnd Gutsbedarfes von

Stammsitzliegenschaften dlenen oder
2...,

d)...

t...1

§38
Feststellung agrargemeinschaftlicher Liegenschatten,

Absonderung von Anteilsrechten

(1) Die Agrarbehörde hat festzustellen, welche Liegenschaften agrargemeins€haftliche

Lieqenschaften sind und wem sie gehören, insbesondere, ob das Eigentum daran mehreren
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Parteien

zusteht.
als

t...1

Ivliteigentümern oder einer körperschaftlich eingerichteten Agrargemeinschafl

673
Zuständigkeit der Agrarbehörde außerhalb eines Verrahrens

Der Agrarbehörde steht au6erhalb eines verfahrens (§ 72) die Entscheidung ütrer die Fragen

zü,
a)...

b)...
c) wer Eigentümer der agrarqemeinschaftllcheh 6rundstücke ist (§ 38 Abs 1),
d) ob Gemeindegut oder Gemeindevermögen vorliegt oder ob es sich urn GrundstÜcke nach

§ 33 Abs 2lit d handelt,
e)....'

vI. RechtlicheErwäounqen:

1, zur zuständiokeit des Landesverwaltunqsoerichtes Tirol:

Gemäß Ariikel 151 Abs 51 Z 8 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), BGBI Nr 1/1930 idF BGBI I
Nr 51/2012, ivm Punkt A z 3 dq Anläge zum B_VG wurden mit 01.01.2014 die

Landesagraßenate aufgelöst. Das Landesverwaltungsgericht Tirol ist zuständig zur
Abwicklung des verfahrens über die als Beschwerde zu qualifizierehde Berufung der

Agrargemelnschaft Ob€rmleming gegen den Bescheid der belangten Behörde vom

10.01.2013, Zl AG I,t-DlgU 6-2013.

2, Zur Veftretunosbefuonis des Obmannes der Aorarsemeinschaft Obermiemino:

Die derzeit geltende SatzLrng hat das Amt der Tiroler Landesregierung:ls aqrarbehörde

I. Instanz mit Bescheid vom 18.05.2001, Zl AgtB-R521./4ll-2O01, bewilligt. Regelungen zum

obmänn treffen die §§ 13 und 14. Gemäß § 1f, Abs 2 veftritt der obmann die

Agrargemeinschaft nach außen, in Angelegenheiten, die der geschlussfas§ung durch die

Vollversammlunq oder dem Ausschuss unterliegen, jedoch nur im Rahmen entsprechender

Beschlüsse. Gemäß § t2 fällt die Erhebung von Rechtsmitteln bei Verwaltungsbehörde. und

Gerichten in die Zuständigkeit des Auss.husses.

ln der Sitzung am 13-11.2012 hät der A!.rsschuss der Agrargemeinschaft Oberm,eming

ümfassend die Offer & Partner KG mit der rechtsfreundlichen Vertretung im gegenständlichen

Feststellungsverfahren beauftragt
Das Landesverwaltungsgericht interpretiert diesen Bes€hluss dahingehend, das§ dle vom

ausschuss als zuständigem Organ der offer & Partner KG, bezogen auf das gegenständliche

Feststellungsverfahren, erteilte Vollmacht auch die Erhebunq von Rechtsmitteln umfasst.

3, Zur Zulässldkeit der Bescheidbeschwerde oemäB Artikel 130Abs1Z1B-VGl
Mit dem in Beschwerde gezogenen Bescheid hat die belangte Behörde, gestützt auf die §§ 38

Abs 1 ivm 73 lit c und d IFLG und damit auf einer geeigneten rechtlichen Grundlage eine
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Feststellung getroffen, wer Eigentümer des Gst. Nr. 9535/2, GB 80103 Mieming, ist und ob

Gemeindegut oder Gemeindevermögen vorliegt Die Agrargemeinschaft I\4ieming war daher

als betroffene Partei nach den allgemeinen verfahrensrechtlichen Regelungen bere.htigt, den

Bescheid der belängten Behörde zu bekämpfen.

4. Zur Rechtzeitio der Bescheidbeschwerde oemäß Artikel 130Atls1Z1B-vGr
GemäB § 63 Abs 5 allgemeines verwaltungsverfahrensgesetz 1991 _ avc, BGBI Nr. 51/1991

idF BGBI I Nr 8712012, war dle Berufung von der Partei binnen zwei Wochen bei der Behörde

elnzubringen, die den Bescheid ln erster lnstänz erlassen hat' Die Frist beginnt fÜr jede

Partei mit d€r än sie erfolqten zustellung der schriftlichen Ausfertiqung des Bescheides.

Der angefochtene Bescheid wuade der BeschwerdefÜhrerin zuhanden ihres Rechtsvertreters

am 15,01.2013 zugestellt. DIe äm 29.01.2013 belm Amt der Tiroler Ldndesreqierung als

Agrarbehörde L Instanz. Abteilung Agrargemeinschaften, eingelangte Berufung war daher

rechtzeitig.

5. Z!0-Pl!rfu!sst].!oEls-
Gemäß § 27 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), BGbl r Nr 3312013 idF BGBI I Nr

12212012, hat das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid aufgrrrnd der

Beschwerde (§ 9 Abs 1 Z 3 und 4 VWGVG) zu Überprüfen.

Gemäß § 9 Abs 1 Z 3 und 4 VWGVG hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich die

Eehauptung der Rechtswidrigkeit stützt, und das Begehren zu enthalten'

Aufgrund der Ausführungen in der vorliegenden Bescheidbeschwerde gemäB Artikel 130 Abs

1 Z 1 B'VG gilt der gesamte Bescheid des Amtes der Tiroler Landesregierung als

Agrarbehörde L lnstanz vom 10 01-2013, Zl AGM-DI81/6-2013, als Geqenstand des belm

Landesverwaltungsgericht Tlrol anhängigen Beschwerdeverfahrens.

6. zur Sache:

6.1 AgrargefieinschaftlichesGrondstück:
Teilflächen des Gst. Nr. 9535/2, GB 80103 Mieming, werden - wle auch die unmittelbar

angrenzenden Grundstücke - zur Schafweide genützt. Dieses Nutzungsrecht hat bereits im

Zeitpunkt der Grundbuchsanlegunq am Anfang des 20. lahrhunderts am gesamten - damals

im Eigentum des k.k- Arars, veftreten durch die Forst_ und Domänenverwaltung scha itz'

stehenden - Grlndstück zugunsten der rräktion obermieming und der Fraktion Barwies'

See. Tabland und Zein bestanden. Punkt 3. des Tauschvertrages vom 03 01 1925 nimmt

alsdrÜcklich Bezug äuf dieses, mit GnrndL'uchsbeschluss vom 30 10 1913, Zl 1645'

verbücherte Weiderecht. Beim verfahrensqegenständtlchen Grundstück handelt es sich somit

um ein agrargemeinschaftliches Grundstück im Sinne des § 33 Abs l TFLG 1996'

6.2 Fraktion - gemeinderechtliche oder agra rrechtliche Gemeinschaft:

f.4it Gesetz vom 09.01.1866. LGBI Nr 9/1866, wurde für die gefürstete Grafs'haft Tirol eine

Gemeindeordnung (Teil I) und eine Gemeinde-Wahlordnung (Teil II) erlassen' Die

Gemeindeo.dnung 1866 hat fÜr die lm Zeitpunkl des In-Kraft_Tretens best€henden
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Ortsgemeinden (,,dermaligen Ortsgemeinden" laut § 1 Gemelndeordnung 1866) und somit für
die bestehenden polltischen Ortsgerneinden Regelungen getroffen.

Das Fruktionsgesetz vom 14.10.1893, LGBI Nr 3211893, enttrielt für Gemeinden, die ein
eigenes Statut nicht besaßen, und die äus mehreren selbständigen Teilen (Fraktionen)

beständen, spezifische. die Gemeindeordnung 1866 ergänzende Reqelunqen.

Dementsprechend enthielt § 4 des Fraktlonsgesetzes im Hinblick auf die vom zitierten Gesetz

nicht geregelten Bereiclie einen Verweis auf die Bestimmungen der Gemeindeordnung und

der Gemeindewahlordnüng des lahres 1866 in damals der geltenden Fassüng.

Das Fraktionsqesetz hat die zum Zeitpunkt seines In-Kräft-Tretens bestehenden Fraktionen
erfasst. Dies ergibt sich eindeut,g äus § 1 Fraktionsgesetz. der auszugsweise wie folgt lautetl

,,Bei Gemeinden, welche aus mehreren selbständigen Teilen (Fraktionen) bestehen,

insbesondere, wenn diese einzelnen Gemeindeteile ean äbgesondertes Veamö9en besitzen,

kann..."

Das Fraktionsgesetz 1893 hat - ergänzend zJr Geme'ndeord.ung und 1ur

Gemeindewahlordnung - für alie Gemeinden der gefürsteten Grafschäft Tlrol ohne elgenes

Statut speziflsche, auf Fraktionen bezogene Regelunqen getroffen. Unter dem Begritr

Fraktion am Fraktionsgesetz ist folglich der Ortsteil einer politischen Gemeinde zu verstehen.

Bei der Grundbuchsan,egung Anfang des 20. lahrhunderts wurde als EigentÜmerin der in EZ

328 II und 329 II, beide KG l\4ieming, und damit auch für die Gst. N.. 9544 und 9547, die

Fraktion Obermierninq einqeträgen. Im Grundbuchanlegungsprotokoll ist ausdrückllch

vermerkt. dass die Liegenschaften der EZ 328 11, KG l4ieming, zur Alpe Feldern gehören,

einqetraqene Eigentümedn war aber * wle bereits dargestellt _ die Fraktion Obermieming.

zum damaligen zeitpunld exjsuerte die Fraktion/Ortschaft obermiemin! als Teil der

politischen Gemeinde lvlieming.

Unter Berücksichtigung dieser Umstände ist unter dem bei der Grundbuchsanlegung zur

Post-Nr 532, KG l4ieming (EZ 32A fi und 329 II), verwendeten Begriff ,,Fraktion

obermieming" die politische ortschaft obermierning als Tell der politischen Gerneinde

Mieming zu ve.stehen. Die Üegenschäften der aZ 3281I, KG Miemlng. wurden im Zeitpunkt

der Girndbuchsanlegung zwar unter dem Begriff,,Alpe Feldern" zusammenqefasst. aber als

Eigentümerin ausdrücklich die FrakUon Obermieming und nicht etwa eine Fraktion ,,Alpe

Feldern" eingeträgen.

Entsprechend dieser Auslegung haben den Tauschvertrag vom 03.01.1926 im Einklang mit §
52 Gemeindeordnung 1866 nicht nür der Bürgermeister, sondern auch der BÜrgermeister_

Stellvertreter, ein Gemeinderät und zusätzlich der Fraktionsvorsteher !Jntefertigl.
In der Genehmigung des Tauschvertrages vom 13,03.1926 verwies zwär das Amt der Tiroler

Ländesregierung auf § 130 des Gesetzes vom 19.06.1909 und damit auf eine spezielle

Bestimmung Für agrarische Gemeinschaften, allerdinqs erfolgte die Genehmigung,,auch vom

standpunkt der Aufsicht über das Gemeindevermögen".

Zlr Frage der Auslegong des Begriffes Fraktion im gegenständlichen Verfahren ist auch auf

die Ausführungen des Ländesagrarsenates beim Amt der Tiroler Landesregierung in seinem



- 11-

Erkenntnis vom 05.O4.2012, Zl LRS_11345/3-11, zu verwe,sen. Der Landesagrarsenat hatte

zu prüfen. ob die im Eigentum der Agrarqemeinschaft Feldernalpe stehenden Grundstücke

Nr. 95140, 4543,9545 und 9546, alle eingetragen in de. EZ 32A, G880103 llieming,
Gemeindegut sind.

wörtlich hei8t es dort;
,,Filr das Vorliegen von Gemelndegut sprechen hingegen im gegenständlichen Fall nicht nur
die rechtskräftiqe Feststellung im Regelungsplan vom 02,O5.1952, sondern auch die im
Register der Anteilsrechte vom 19.01.1912 enthaltene Feststellung, dass elne zahlenmäßige
Festlegung der Anteilsrechte nicht möglich sei, da die Alpe eine Fräktionsalpe sei. Dies ist
dahlhgehend zu interpretieren, dass eine ziffernmäßige, abschlleßende Festlegung der
Anteilsrechte nlcht möglich war, da diese von der Anzahl der NutzLlngsberechtigten abhing.
Diese zahl wiederum konnte värjieren. wie es sich anhand Punkt IL des Generalaktes vom
24.17-1926 zeigt. Darin war bestimmt, dass die jeweiligen Eigenlilmer der der Fraktion

Obermieming mjt der Ortsclräft Lehnsteig angehörigen behausten GÜter anteilsberechtigt
waren, sofern sie in dieser Fraktion ihren ordentli.hen Wohnsitz halten, und zwar mit dem

äuf diesen Gütem mit eigenem Futter überwlnterten Vleh.
-.. Die Nutzungsrechte staoden somit nicht nur dem Kreis einmalig festgelegter
Stammliegenschaftsbesitzer zu ..., sondern der Gemeinschaft der Fraktionlsten nach IYaBgabe

der (damals ausschließlich relevanten) notwendigen Weidenutzung."

Diese Ausführunqen zeiqen, dass unter dem Begriff Fraktion lm ve#ahrensqegenständlichen

Fall keine agrarische Gemeinschalt zu vetst€hen ist.

Dle Beschwerdeführerin verweist zur Untermauerung ihrer Ansicht, wonach es sich bei der

Fraktion Obermieming um eine ägrarische Gemeinschaft handle, auf teilweise im zuge des

Regulierungsverfahrens ergangene Schreiben an die Alpintere§Sentschafi: Feldern. äuf ein

Erkenntnis des k.k. Lokalkommissärs aLls dem .lahr 1920, auf schreitlen der

Agrarbezirksbehörde im ze'träum vom !922 bis 1931, auf ein Schreiben an die

Kreisbauernschaft im Jahr 1939 und auf den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Imst vom

07 ,1r.1955 , Zl 1 22451\3 ,

Diese Dokumente nehmen allerdings unter anderem Bezug duf die Gst Nr 9541. 9543, 9545

und 9546, alle elnqetragen in det EZ 32A, GB 80103 lYieming. Die belängte Behör.lP hat zu

diesen Gr!ndstücken ein Feststellunqsverfahren durchgeführt, sich mit den von der

Beschwerdeführerin vorgelegten Dokumenten auseinändergesetzt und mit Bescheld vorn

21.O4.2O1!, ZI AgrB-R511164-2011, entschieden, däss die im Eigenium der

Agrargemeinschaft Feldernalpe stehenden, eben genannten GrÜndstücke Gemeindegut sind

Der Landesagrarsenat beim Amt der Tlroler Landesreglerung hat mit Erkenntnis vom

05,o4.2012, Zl LRS-11345, diese Entscheidung bestätigt.

Aufgrund der angefÜhrten, von der BeschwerdefÜhrerin vorgelegten Dokumente lässt sich

nicht ableiten, dass unter der Fraktion obermieming eine agrarische 6emeinschaft zu

verstehen lst.
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cst. Nr. c535/2, GB 80103 l4ieming, - vermag eine Ersitzung des Eigentums am

6.3- Ersitzung:
Voraussetzung für die von der Beschweadeführerin behauptete Ersitzunq des Eigentums am

verfahrensgegenständlichen Grundstück ist Sachbesitz, das heißt, ejn Besltz dergestalt, dass

er anderen Besitz ausschließt (Bydlinski in Rummels, § 1460 Rz 2).

Die Ausübung der Schafweide durch die l\4itglieder der Agrargemeinschaft
obermieming/Agrargemeinschaft Feldernälpe ist als Ausübung eines öffentl,ch-rechtlichen
Nutzungsrechtes äm veffährensgegenständ,ictren agrargemeinschaftlichen GrundstÜck zu
qualifizieren. Eine solche Nutzung bewlrkte und bewirkt nicht den Untergang des Eigentums
der Fraldion Obermieming und der Gemeinde I\4ieming als deren Rechtsnachfolgerin.

Die Ausübung des lagdrechtes sowie der Erhalt des lagdpachtzinses können auf durchaus
vertretbare Weise nicht der Ausübung eines (Allein-)Sachbesilzes gleichzuhaltende

Nutzungshandlungen gesehen werden (oGH 24,08.1995, Zl 2ob1524'95, und oGH

29,09.2011, zl Lobll l lllbt, Die Verpachtung der Jagd durch die
Aqrargemeinschaft Obermieming - der entsprechende Jagdpachwertrag umfasst auch das

verfahrensgegenständlichen Grundstück durch die Beschwerdeführerin nicht zu begrÜnden.

Auch aus dem Titel der Ersitzung hat dle Agrargemeinschaft Obermieming nicht Eigentum am

Gst Nr 9535/2, GB 80103 Mieming, erworben.

6.4. Ergebnis:
Auf der Grundlage des Tauschvertrages vom 03.01.1926 erwarb die Fra,<tion obermieming
das Eigentum am Gst. Nr. 9535/2, eingetragen in der EZ 533. GB 80103 Mieming. unter der

Fraktion Obermieming war im zeitpunkt des Eigentumserwe.bs die politische Ortschaft

Obermieming und damit eine gemejnde.echtliche Einrichtung zu verstehen.

Das Gerfieinderecht kenht seit der EinfÜhrung der Deutschen Gemeindeordnung mit

01.10.1938 ortschaften ond Fraktionen innerhalb der Gemeinden nicht mehr? die Gemeinde

ist Rechtsnachfolgerin dieser Einrlchtungen (Artikel II § 1 der Verordnung vom 05.09.1938

über die,,Einführung der Deutschen Gemeindeordnung im Lande Österreich, GBIÖ Nr 408).

Für die mit der Rechtsnactrfolge verbundene Überträgung von Rechten und Pflichten bedurfte

es keines weiteren Rechtsaktes (VfGH 01.03-1982, zlen G35,36,83,84181).
Folqlich ist die Gemeinde 14ieming als Rechtsnachfolgerin der Fraktion obermiemlng

Ejgentümerin des verfahrensgegensiändlichen Grundstü.kes,
Dieses Grundstück ist unter Berücksichtiguhg der ötfentllch-rechtlichen Nutzungsrechte -
Ausübung der Schafweide - als agrargemeinschaftliches Grundstück, und zwar als

GemeindequL, zu qualifizieren.

Die belangte Behörde war auf der Grundlage der 5§ 38 Abs 1 ivm 73 lit c und d TFLG 1996

berechtigt, Feststellungen zum Eigentum am verfahrensgegenständliche Grundstück und z!r
Qualifikation dieses GrundstÜck€s äls Gemeindegut oder Gemeindev€rmögen zu treffen.

Ulrich
Hervorheben
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Die im bekämpften Bescheid vom 10"01.2013, Zl AGM-DI81/6'2013' von der belanqten

8ehörclegetroffenenFeststellunqensindnichtrechtswidriq,folgllchwärdiegegenden
zitiertenBescheiderhobeneBeschwerdederAgrärgemeinschafiobermieminqals
ünteqründet abzuweiSen

vlL unzulässiqkeit der ordentlichen Revlsion:

Die ordentliche Revlsion lst nicht zulässig, da im gegenständlichen Verfähren keine

Rechtsfrage isd Art 133 Abs 4 B-VG zu beLlrteilen war, der grundsätzliche Bedeutunq

zukommt.GegenstanddiesesVerfahrenswarimWesentlichendi€Rechtsfrage,obessichbei
der,,Fraktion obermieming" um eine gemeinderechtliche oder agrarische Gemeinschaft

handelt(e), Diese Rechtsfrage war anhand von §pezifischen, fallbezogenen Umständen zu

klären. Eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung liegt diesbezüglich nicht vor' Bei den

sonstigen Fragestellungen - Vorliegen eines agrargemeinschaftlichen GrundstÜckes und der

voraussetzungen für eine ErsitzLing _ weicht die gegenständliche Entscheidunq von der

herrschenden Rechtsprechung nicht ab'

Eroeht än:
l]-61" ngr"r9"*"in.chaft obermieming, vertreten durch deren obmann Herrn Martin

spi"tm"nn, obermiemlng 12g, 6414 Mieming, zHd der offer & Partner KG

Re.htsanwälte,Museumstraße16,6020Innsbruck,samteinerAusfertigungdes
Protokolls über die öffentllche mÜndllche Verhandlung

2. die Gemeinde Mieming, zH

175, 6414 l'4ieming, samt

mündliche Verhandlung

Herm BÜrgermeister Mag. Dr. Franz Dengg, Obermieming

eine. Ausfertiqung des Protokolls Über die öffentliche

3. die Tiroler Landesregierung als Agrarbehörde, Heiliggeiststraße 7-9' 6020 Innsbrtrck (do'

zl. AGtY-DI81/6-2013)

4.dasBundesministeriumfürLand-undForstwirtschaft,lJmweltundWasserwirtschaft,
Stubenring 1, 1010 Wien

Ländesverwaltungsgeri.ht'l_irol

Dr. Wolfgang Hirn

(Richter)
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PROTOKOLL
über die öffentliche mündliche

Verhandlung

l)

i)

)Oie vertündung des Beschlusses / Erkernthlssas wlrd beurkundet'

')

tulfu;'
I r \ALLE\HIRN\Protokolle\370055A9ra rgemeinschaft_Obermieming,doc

Dr. wolfgäng HirnVerhändlungsleiter

Ort der Verhandlung: verhandlungssaal 5

13.O3.2014

Agrargemeinschatt Obermiemihg,
Gemelnde Miemiog, Fraktionen und Ortschaften;
Regulierung - Besrhwerde det Agrargemelnschaft
obermiemiag gegen deo Bescheid des Amtes der
Tiroler Landesreglerung als Agrarbehörde I.
Instanz vom 10.O1,2013, zl AGM-DI8r/6-2013

Der Verhandtü$gslelter eröffnet die verhandlung mit dem Aufruf der sache.

Erschienen sind:

{rüi*ffir"' ,

Nleht erschienen sind: 1§ "\t l?.,,."rr

E Für die übrigen Teile der Nlederschrift wird ein Tonband verwendet.


